
  

  6.6.2017 -   Entscheidungen  

Bundesverwaltungsgericht, Urteil v. 2.3.2017 – 3 C 19.15

  

1. Der Erwerb eines Betäubungsmittels zum Zweck der Selbsttötung ist grundsätzlich nicht erlaubnisfähig.

2. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 I i.V. mit Art. 1 I GG umfasst auch das Recht eines
schwer und unheilbar kranken Menschen, zu entscheiden, wie und zu welchem Zeitpunkt sein Leben
enden soll, vorausgesetzt, er kann seinen Willen frei bilden und entsprechend handeln.

3. Im Hinblick auf dieses Grundrecht ist § 5 I Nr. 6 BtMG dahin auszulegen, dass der Erwerb eines
Betäubungsmittels für eine Selbsttötung mit dem Zweck des Gesetzes ausnahmsweise vereinbar ist, wenn
sich der suizidwillige Erwerber wegen einer schweren und unheilbaren Erkrankung in einer extremen
Notlage befindet.

4. Eine extreme Notlage ist gegeben, wenn - erstens - die schwere und unheilbare Erkrankung mit
gravierenden körperlichen Leiden, insbesondere starken Schmerzen verbunden ist, die bei dem
Betroffenen zu einem unerträglichen Leidensdruck führen und nicht ausreichend gelindert werden können,
- zweitens - der Betroffene entscheidungsfähig ist und sich frei und ernsthaft entschieden hat, sein Leben
beenden zu wollen und ihm - drittens - eine andere zumutbare Möglichkeit zur Verwirklichung des
Sterbewunsches nicht zur Verfügung steht.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird veröffentlicht in FamRZ 2017, Heft 14. Sie ist zur
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen.
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